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(4) Für den Abschluß der Mietverträge ist das in 
der Anlage beigefügte Muster eines Mietvertrages 
über Wohnungen volkseigener und ihnen gleich­
gestellter Betriebe zugrunde zu legen.

§ 6
(1) Bei Auflösung der zwischen den Betrieben 

und den Werktätigen bestehenden Arbeitsvertrags­
verhältnisse gilt folgendes:
a) Endet das Arbeitsvertragsverhältnis durch frist­

lose Entlassung des Werktätigen, so verliert er 
das Recht auf Benutzung der Wohnung.

b) Endet das Arbeitsvertragsverhältnis durch Kün­
digung des Werktätigen oder durch Kündigung 
des Betriebes aus einem in der Person des Werk­
tätigen liegenden Grunde, so verliert er das 
Recht auf Benutzung der Wohnung, sobald ihm 
das Wohnungsamt bzw. sein neuer Beschäfti­
gungsbetrieb eine andere geeignete Wohnung 
zur Verfügung stellt, spätestens jedoch mit Ab­
lauf des auf die Beendigung des Arbeitsvertrags­
verhältnisses folgenden Monats.

c) Endet das Arbeitsvertragsverhältnis durch Kün­
digung aus einem nicht in der Person des Be­
schäftigten liegenden Grunde, so verliert er das 
Recht auf Benutzung der Wohnung, sobald ihm 
das Wohnungsamt bzw. sein neuer Beschäfti­
gungsbetrieb eine andere geeignete und seinen 
Verhältnissen entsprechende Wohnung zur Ver­
fügung stellt, spätestens jedoch drei Monate nach 
Ablauf des Monats, in dem die Beendigung des 
Arbeitsvertragsverhältnisses erfolgte.

d) Der Werktätige behält das Recht auf Benutzung 
der Wohnung, wenn er zur Erfüllung sfaats- 
politischer Aufgaben vorübergehend aus dem 
Betrieb ausscheidet.

e) Der Werktätige behält das Recht auf Benutzung 
der Wohnung, wenn sein Arbeitsvertragsver­
hältnis infolge Erreichung der Altersgrenze oder 
Verlustes der Erwerbsfähigkeit endet, es sei 
denn, daß ihm diese Wohnung nur mit Rücksicht 
auf die Eigenart der von ihm ausgeübten Tätig­
keit überlassen war und deshalb für seinen 
Nachfolger zur Verfügung gestellt werden muß. 
Der Betrieb hat dann für seine künftige Unter­
bringung in angemessenem Wohnraum zu sorgen.

f) Endet das Arbeitsvertragsverhältnis durch Tod 
des Werktätigen oder verstirbt der Berechtigte,

■ so hat der Betrieb für die künftige Unterbrin­
gung des überlebenden Ehegatten in ange­
messenem Wohnraum Sorge zu tragen.

(2) Steht dem Werktätigen oder seinem über­
lebenden Ehegatten das Recht auf Benutzung der 
Wohnung nicht mehr zu, so gilt er als „Nichtberech­
tigter“ im Sinne des Art. V Abs. 1 des Wohnungs­
gesetzes vom 8. März 1946.

(3) Fordert der Leiter des Betriebes oder der Ab­
teilung für Arbeit im Einvernehmen mit der Be­
triebsgewerkschaftsleitung (Betriebswohnungskom­
mission) die Freigabe der Wohnung eines „Nicht­
berechtigten“, so hat das zuständige Wohnungsamt 
die Freimachung durchzuführen. Sie ist nur zu­
lässig, wenn das Wohnungsamt anderweitig Ersatz­

raum zur Verfügung stellt. Von der Möglichkeit 
eines Wohnungstausches ist dabei weitgehend Ge­
brauch zu machen.

§ 7
(1) Personen, die Wohnungen eines Betriebes inne­

haben, aber in keinem Arbeitsvertragsverhältnis zu 
diesem Betrieb stehen, gelten als. „Nichtberechtigte“. 
Ausgenommen davon sind Personen, denen das 
Recht auf Benutzung der Wohnung nach § 6 Abs. 1 
Buchst, e verblieben wäre.

(2) Um für die in Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Per­
sonen eine ausreichende Zeit für die Beschaffung 
anderen Wohnraumes zu sichern und Härten zu 
vermeiden, sind Kündigungen der Wohnungen 
gegenüber diesen Personen nur zum Ende einer 
Schutzfrist von sechs Monaten nach Übergang der 
Rechtsträgerschaft oder Verwaltung zulässig.

(3) Für die Kündigung gelten die vertraglich ver­
einbarten oder die gesetzlichen Kündigungsfristen 
(§§ 580, 565 BGB). Sind Kündigungsfristen von 
mehr als drei Monaten vereinbart, so gilt eine Kün­
digungsfrist von drei Monaten zum Monatsschluß.

§ 8
Die Übernahme von Umzugskosten regelt eine 

Durchführungsbestimmung.

§ 9
Bei gerichtlicher Entscheidung über die Regelung 

des Rechtsanspruchs an der Wohnung im Falle der 
Ehescheidung darf die Wohnung dem nicht im Be­
trieb beschäftigten Ehegatten nur dann zugewiesen 
werden, wenn der Leiter des Betriebes oder der 
Abteilung für Arbeit damit einverstanden ist.

, § 10
Über Streitfälle, die sich zwischen Betrieben und 

Werktätigen bei Beendigung des Arbeitsvertrags­
verhältnisses über das Recht auf Benutzung der 
Wohnung ergeben, entscheidet das für den Sitz des 
Betriebes zuständige Arbeitsgericht.

§ 11
Die Räte der Bezirke und der Kreise sind ver­

pflichtet, mit den ihnen nachgeordneten Wohnungs­
ämtern die Betriebe bei der Durchführung dieser 
Verordnung zu unterstützen.

§ 12
Durchführungsbestimmungen erläßt das Ministe­

rium für Arbeit im Einvernehmen mit den zustän­
digen Ministerien und Staatssekretariaten sowie in 
Übereinstimmung mit dem Bundesvorstand des- 
Freien Deutschen Gewerkschaftsbundes.

§ 13
(1) Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung 

in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten alle gesetzlichen Bestim­

mungen, Vorschriften oder Vereinbarungen, die 
dieser Verordnung entgegenstehen, außer Kraft.
, Berlin, den 6. November 1952 
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